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1. Fragestellung 

Gebeten wird um eine Erläuterung, ob die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonsti-
gen Gewährleistungen durch den Bund einer Begrenzung gemäß Art. 109 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art. 115 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG)1 unterliegt. 

2. Begrenzung der zulässigen Kreditaufnahme 

Nach Art. 109 Abs. 3 Satz 1 und Satz 4 in Verbindung mit Art. 115 Abs. 2 Satz 1 GG ist der  
Haushalt des Bundes grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Dieser Haus-
haltsausgleich ohne Kredite soll die Neuverschuldung begrenzen und der Sicherung der langfris-
tigen haushaltspolitischen Handlungsfähigkeit sowie des finanzpolitischen Spielraums des Bun-
des dienen. Diese Regelungen werden deshalb als „Schuldenbremse“ bezeichnet.2 Der Kreditbe-
griff umfasst dabei alle Zuflüsse von Geld, die zu vertraglichen Rückzahlungsansprüchen füh-
ren.3 Einnahmen aus Krediten sind dabei solche Einnahmen, die eine Nettoneuverschuldung, 
also zusätzliche finanzielle Zukunftsbelastungen begründen.4 

3. Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen 

3.1. Keine ausdrückliche Begrenzung von Gewährleistungsübernahmen 

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben 
in künftigen Rechnungsjahren führen können, unterliegt keiner ausdrücklichen Begrenzung der 
Höhe nach.5 Die Eingehung solcher Rechtsgeschäfte ist zwar nach Art. 115 Abs. 1 GG an eine ge-
setzliche Ermächtigung gebunden, wird aber nicht von den materiellen Grenzen des Art. 115 
Abs. 2 GG erfasst, da diese dort nicht aufgeführt sind.6 Auch eignen sich die in Art. 115 Abs. 2 
GG für die jährliche Kreditlimitierung konzipierten Bestimmungen nicht zur Begrenzung des Ge-
samtobligos aus Eventualverbindlichkeiten und sind deshalb auch nicht auf Gewährleistungen 
übertragbar.7 

 

1 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. 
I S. 2478) geändert worden ist. 

2 Jarass/Pieroth/Jarass, 17. Aufl. 2022, GG Art. 109 Rn. 11; Art. 115 Rn. 6. 

3 Jarass/Pieroth/Jarass, 17. Aufl. 2022, GG Art. 109 Rn. 13. 

4 Dürig/Herzog/Scholz/Kube, 101. EL Mai 2023, GG Art. 109 Rn. 129. 

5 Dürig/Herzog/Scholz/Kube, 101. EL Mai 2023, GG Art. 109 Rn. 142; Jarass/Pieroth/Jarass, 17. Aufl. 2022, GG 
Art. 109 Rn. 13; Art. 115 Rn. 7. 

6 Dürig/Herzog/Scholz/Kube, 101. EL Mai 2023, GG Art. 115 Rn. 78, 124; v. Mangoldt/Klein/Starck/Wendt, 7. 
Aufl. 2018, GG Art. 115 Rn. 26; Sachs/Siekmann, 9. Aufl. 2021, GG Art. 115 Rn. 17; Gröpl in: Heuer/Scheller, 
Kommentar zum Haushaltsrecht, I. GG, Art. 109 GG, Rn. 96. 

7 Nebel in: Piduch, Bundeshaushaltsrecht, 46. Erg.-Lfg. Juli 2012, Art. 115 GG, Rn. 12. 
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3.2. Zeitliche Vorwirkung 

Allerdings könnte die erhebliche Summe der durch den Bund übernommenen Gewährleistungen 
und die Realisierung der daraus folgenden Risiken der tatsächlichen Inanspruchnahme in sub-
stantieller Höhe den Bund zu einer Kreditaufnahme jenseits des Zulässigen zwingen. Deshalb 
wird vertreten, dass im Angesicht solcher Herausforderungen die Bestimmung des Art. 109 
Abs. 3, Art. 115 Abs. 2 GG dahingehend auszulegen sei, dass sie sich aufgrund einer zeitlichen 
Vorwirkung schon Gewährleistungsübernahmen entgegenstelle, die mit einer hinreichenden 
Wahrscheinlichkeit in einer künftigen Nettoneuverschuldung jenseits des verfassungsrechtlich 
Zulässigen münden werde. Verboten sei die Gewährleistungsübernahme insoweit, als sie sich als 
voraussehbare Vorwegnahme einer später gegen Art. 109 Abs. 3, Art. 115 Abs. 2 GG verstoßenden 
Kreditaufnahme darstelle. Damit würde die Vorwirkung im Rahmen des Wortlauts der Vorschrift 
bleiben. Sie richte sich nicht gegen die Form der Gewährleistungsübernahme, sondern vielmehr 
gegen die voraussehbare überhöhte Nettoneuverschuldung zu einer Zeit, in der noch Weichen 
gestellt werden könnten. Art. 109 Abs. 3, Art. 115 Abs. 2 GG werde somit als Vorschrift verstan-
den, die vorauslaufende Sorgfaltspflichten mit sich bringe.8 Ansonsten könnten Rettungsbürg-
schaften oder Gewährleistungen im Rahmen des Europäischen Stabilitätsmechanismus zu kaum 
noch zu bewältigenden Zahlungsverpflichtungen in der Zukunft führen und damit das Budget-
recht des Parlaments beschränken, falls sie in Anspruch genommen würden.9 

Diese Sorgfaltspflicht gehe, mit Blick auf drohende künftige Kreditaufnahmen jenseits der verfas-
sungsrechtlichen Grenzen, sogar über den risikoadäquaten Umgang mit Gewährleistungsübernah-
men hinaus und verlange auch die angemessene Berücksichtigung weitergehender finanzieller 
Zukunftslasten. Insoweit sei dabei die sachgerechte Abbildung der impliziten Staatsverschul-
dung, also insbesondere die künftigen Pensionslasten, die Lasten im umlagefinanzierten Renten-
versicherungssystem oder auch die Abnutzung von Investitionsgütern geboten.10 Die Vorgaben 
des materiellen Haushaltsausgleichs würden umgangen, wenn evidente vorausliegende Zah-
lungsverpflichtungen nicht im Haushalt vorkämen, um dann im Falle der Zahlungspflicht über-
raschende Ausgaben zu bewirken. Nur die rechtzeitige Berücksichtigung von Rechtsverbindlich-
keiten sichere einen ausgeglichenen Haushalt.11 

3.3. Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 

Das BVerfG führt dazu aus, dass es in erster Linie Sache des Bundestages selbst sei, in Abwägung 
aktueller Bedürfnisse mit den Risiken mittel- und langfristiger Gewährleistungen darüber zu be-
finden, in welcher Gesamthöhe Gewährleistungssummen noch verantwortbar seien.12 Das BVerfG 
habe sich im Hinblick auf den Umfang der Gewährleistungsübernahme auf evidente 

 

8 Dürig/Herzog/Scholz/Kube, 101. EL Mai 2023, GG Art. 109 Rn. 142, 143; v. Mangoldt/Klein/Starck/Wendt, 7. 
Aufl. 2018, GG Art. 115 Rn. 26a; Sachs/Siekmann, 9. Aufl. 2021, GG Art. 115 Rn. 19. 

9 v. Mangoldt/Klein/Starck/Kirchhof, 7. Aufl. 2018, GG Art. 109 Rn. 85. 

10 Dürig/Herzog/Scholz/Kube, 101. EL Mai 2023, GG Art. 109 Rn. 144-146; v. Mangoldt/Klein/Starck/Kirchhof, 7. 
Aufl. 2018, GG Art. 109 Rn. 85. 

11 v. Mangoldt/Klein/Starck/Kirchhof, 7. Aufl. 2018, GG Art. 109 Rn. 86/87. 

12 BVerfG, Urteil vom 7. September 2011 – 2 BvR 987/10 –, juris, Rn. 127. 
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Verletzungen zu beschränken und mit Blick auf das Eintrittsrisiko von Gewährleistungen einen 
Einschätzungsspielraum des Gesetzgebers zu respektieren. Die Beschränkung auf evidente Verlet-
zungen gelte für die Frage, bis zu welcher Höhe eine Gewährleistungsübernahme unter dem As-
pekt der Eintrittsrisiken und die dann zu erwartenden Folgen für die Handlungsfreiheit des 
Haushaltsgesetzgebers noch verantwortbar sei. Offen lässt das BVerfG dabei die Frage, ob und in-
wieweit sich unmittelbar aus dem Demokratieprinzip eine justiziable Begrenzung des Umfangs 
von Gewährleistungsermächtigungen herleiten lasse, da anders als bei Kreditaufnahmen Art. 115 
Abs. 1 GG eine solche Begrenzung jedenfalls nicht explizit vorsehe. Hinsichtlich der Wahr-
scheinlichkeit für Gewährleistungen einstehen zu müssen, komme dem Gesetzgeber ein Einschät-
zungsspielraum zu, der vom BVerfG zu respektieren sei. Entsprechendes gelte auch für die Ab-
schätzung der künftigen Tragfähigkeit des Bundeshaushalts und des wirtschaftlichen Leistungs-
vermögens der Bundesrepublik Deutschland. Hier könne das BVerfG sich nicht mit eigener Sach-
kompetenz an die Stelle, der zuvörderst dazu demokratisch berufenen Gesetzgebungskörper-
schaft setzen.13 

Danach darf sich der Deutsche Bundestag seiner parlamentarischen Haushaltsverantwortung 
nicht dadurch entäußern, dass er das Budgetrecht nicht mehr in eigener Verantwortung ausüben 
kann. Allerdings überprüft das BVerfG dies nur auf evidente Verletzungen. Feste Höchstbetrags-
grenzen hat es nicht gezogen.14 Die Grenze für die Übernahme von Haftungsrisiken aus Eventual-
verbindlichkeiten wird aber dann als verletzt angesehen werden müssen, wenn das parlamentari-
sche Budgetrecht aufgrund des Volumens einer Inanspruchnahme aus diesen Risikoübernahmen 
für einen nennenswerten Zeitraum fast vollständig leerliefe.15 

*** 

 

13 Zu Griechenlandhilfe Euro-Rettungsschirm, EFS: BVerfG, Urteil vom 7. September 2011 – 2 BvR 987/10 –, juris, 
Rn. 130-132. 

14 Gröpl in: Heuer/Scheller, Kommentar zum Haushaltsrecht, I. GG, Art. 109 GG, Rn. 96. 

15 Nebel in: Piduch, Bundeshaushaltsrecht, 46. Erg.-Lfg. Juli 2012, Art. 115 GG, Rn. 12. 
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